
Gemeinsam flir
die Steinkohle

Region schreibt an die EU-Kommission
KRErs sTEtNruRT/tBBent{lRrn.
In einem gemeinsamen
Schreiben haben sich jetzt
Landrat Thomas Kubendorff,
der Europa-Abgeordnete Dr.
Markus Pieper, Ibbenbürens
Bürgermeister Heinz' Stein-
gröver sowie alle Bürger-
meister der Kohleregion Ib-
benbüren an die EU-Kom-
mission gewandt. Helmut
Kellinghaus, Bürgermeister
in Mettingen, unterzeichnete
den Brief zugleich als Vor-
standsmitglied der Zukunfu -
aktion Kohlegebiete e.V.,
einem Verein, der sich für
die Interessen dei Kohle-
standorte stark macht.

In dem Brief wird darauf
hingewiesen, dass sich die
Rahmenbedingungen für
den Ausstieg im Zuge der
Energiewende geäindert hät-
ten. Durch den geplanten
Ausstieg aus der Atomener-
gie würde der Bedarf am
Rohstoff Kohle wieder stei-
gen. Eine erhöhte Nachfrage

wiederum bedeute steigende
Preise und fallenden Sub-
ventionsbedarf. Es stelle sich
daher die Frage, unter wel-
chen Rahmenbedingungen
eine Weiterförderung heimi-
scher Steinkohle über das
Jahr 2018 möglich sei. Und
ob die bisherige EU-Position
verhandelbar wäre, nach der
ein potenzieller Investor frir
das Bergwerk auch Subven-
tionen von vor 2018 zunick-
zuzahlen hätte.

Bislang wird jede Diskus-
sion über eine Verlängerung
über dieses Datum hinaus
von der EU-Kommission ab-
gelehnt. Noch im vergange-
nen Jahr drohten Beschlüsse
der EU, wonach bereits 2014
Schluss sein sollte mit der
Steinkohlefördirung in
Europa.

Ein Ausstieg, der nach An-
sicht der Vertreter der Re-
gion nicht rational wäre.
Dies beteffe z.B.l das EU-
äel, mit dem Kohleausstieg

weniger fossile Brennstoffe
zu verbrauchen. Würden die
verbliebenen fünf Zechen in
Deutschland geschlbssen,
bedeute das keineswegs
einen Verzicht auf die ener-
getische t{utzung der Stein-
kohle. Sie würde vielmehr -
auch nach 2018 - in
Deutschland weiter genutzt
und zusätzlich weitere
Transportwege verursachen.
Daher wlire es, so die Mei-
nung der Region, unter Um-
weltaspekten keine zielfüh-
rende Entscheidung, aus der
heimischen Steinkohleför-
derung auszusteigen, rln
diese durch vermeintlich bil-
lige Importkohle zu ersetzen.

Die Zecbe lbbenbüren: Gibt es für sie doch noch eine
Perspekfive über 2018 hinaus?

Eine Diskussion über den
Ausstieg aus dem Ausstieg
der Steinkohleförderung
lehnte die EU bisher katego-
risch ab. Daher erkundigen
sich der Landrat, der BU-Par-
lamentarier und die Bürger-
meister auch, wie die EU mit
der notwendigen Kompen-
sation von Arbeitsplätzen in
der Region umgehen wolle.
Neben den 2400 direkt Be-
schäftigten gebe es viele Fir-
men der Region, die von der
Steinkohle abhäingig seien.
So gehe es um rund 6000
Arbeitspläue. die zukünftig
nlcht mehr zur Verftigung
stünden, sollte es beim Aus-
stieg bleiben.


